
 Viele Patienten kon­
sultieren Wahlärzte 
bei gesundheitlichen 
Problemen. Mitunter 
suchen sie auch eine 
Praxis auf, um durch 
ästhetische Eingriffe 

ihr äußeres Erscheinungsbild zu verbessern. Was auch 
immer das Anliegen ist – nicht selten werden Ärzte mit 
der Frage konfrontiert, ob die jeweiligen Kosten steuer­
lich absetzbar sind. Naturgemäß erwartet keiner, dass 
Ärzte über detailliertes Fachwissen über die steuerli­
che Absetzbarkeit der Honorare durch die Patienten 
verfügen. Dennoch können Grundkenntnisse über 
die steuerrechtlichen Regelungen von Vorteil sein, um 
Behandlungen für die Patienten in finanzieller Hinsicht 
so günstig wie möglich durchzuführen.     

Krankheitskosten 
Krankheitskosten zählen bei Patienten in steuerlicher 
Hinsicht grundsätzlich zu den außergewöhnlichen 
Belastungen. Unter Krankheit ist eine gesundheitliche 
Beeinträchtigung zu verstehen, die eine Heilbehand­
lung bzw. Heilbetreuung erfordert. 
Konkret fallen darunter: 
•	 Arzt- und Krankenhaushonorare
•	 Kosten für Medikamente (bei Vorliegen einer ärzt­

lichen Verschreibung jedenfalls abzugsfähig, dies gilt 
z. B. auch für homöopathische Präparate), Rezept­
gebühren, Behandlungsbeiträge (einschließlich 
Akupunktur und Psychotherapie)

•	 Aufwendungen für Heilbehelfe (Gehbehelfe, Hör­
geräte usw.)

•	 Kosten für den Zahnersatz bzw. die Zahnbehand-
lung (z. B. Zahnprothese, Krone, Brücke), 

•	 Kosten für Sehbehelfe (Brille, Kontaktlinsen)
•	 Entbindungskosten
•	 Fahrtkosten zum Arzt oder ins Spital (Fahrtenbuch 

zum Nachweis erforderlich) 

Wichtig: Die Behandlung muss medizinisch indiziert 
sein, also

•	 zur Behandlung einer Krankheit dienen,
•	 zur Wiederherstellung nach Verletzungen oder 

Unfällen erfolgen oder
•	 eine erhebliche psychische Belastung mindern, was 

durch vorherige psychiatrische oder psychothera­
peutische Behandlung nachzuweisen ist.

Die medizinische Indikation muss dokumentier-
bar und nachvollziehbar sein. Eine bloße subjektive 
Belastung reicht nicht – hier empfehlen sich im Zwei­
felsfall Befunde, ärztliche Stellungnahmen und ggf. 
psychotherapeutische Gutachten.

Keine Krankheitskosten 
Nicht abzugsfähig sind Aufwendungen für die Vorbeu-
gung gegen Krankheiten sowie für die Erhaltung der 
Gesundheit, auch Kosten für eine Verjüngungskur, für 
eine Frischzellenbehandlung sowie für Schönheits-
operationen, konkret also:  
•	 Vorbeugende Maßnahmen (z. B. Impfungen)
•	 Mundhygiene
•	 Wellness- und Sport-Angebote
•	 Schönheitsoperationen 
•	 Faltenbehandlungen zur „Verjüngung“
•	 Brustvergrößerung ohne medizinische Notwendig­

keit
•	 Haartransplantationen aus rein ästhetischen Grün­

den
•	 Verhütungsmittel (z.B. Spirale)

Selbstbehalt
Krankheitskosten kommen als außergewöhnliche 
Belastungen nur insoweit steuerlich zum Tragen, als 
sie einen gewissen Selbstbehalt übersteigen. Der 
Selbstbehalt beträgt zwischen 6 % und 12 % des Ein­
kommens, gestaffelt nach Einkommenshöhe: 

Der Selbstbehalt beträgt bei einem Einkommen von:
höchstens 	 €	 7.300,–	�  6 %
Mehr als 	 €	 7.300,–	�  8 %
mehr als 	 €	 14.600,–	�  10 %
mehr als 	 €	 36.400,–	�  12 %
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Wie Ärzte ihre Patienten bei der steuerlichen Absetzbarkeit von Krankheitskosten oder 
ästhetischen Behandlungen unterstützen können.
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Der Selbstbehalt vermindert sich um je 1 %, wenn dem 
Steuerpflichtigen der Alleinverdiener- oder Alleinerzie­
herabsetzbetrag zusteht, sowie für jedes Kind, für das 
mehr als sechs Monate der Kinder- oder Unterhaltsab­
setzbetrag gilt.

Beispiel: Ein Alleinverdiener hat zwei Kinder, für die ihm 
jeweils der Kinderabsetzbetrag zusteht. Er hat im Kalender-
jahr folgende Aufwendungen:

Zahnregulierung eines Kindes	 €� 580,– 
Spitalskosten der Ehefrau	 € �1.816,– 
Eigene Arztkosten	 € � 730,– 
	 €�3.126,– 
− Ersätze Krankenkasse	 € � 364,– 
Gesamtaufwendungen	 € �2.762,–

Das für die Ermittlung des Selbstbehaltes maßgebliche Ein-
kommen (die Bemessungsgrundlage) beträgt 21.075 Euro. 
Der Selbstbehalt von grundsätzlich 10 % vermindert sich um 
3 %: Als Alleinverdiener um 1 % und für die zwei Kinder um 
je 1 %. Der Selbstbehalt beträgt daher 7 %. Die Gesamt-
ausgaben in Höhe von 2.762 Euro reduzieren sich um den 
Selbstbehalt von 1.475,25 Euro (7 % von 21.075 Euro). Steu-
erlich liegt daher eine außergewöhnliche Belastung in Höhe 
von 1.286,75 Euro vor.

Erfolgt ein (teilweiser) Kostenersatz durch private oder 
gesetzliche Krankenversicherungen, vermindert sich 
der absetzbare Betrag entsprechend. Abzugsfähig sind 
ausschließlich selbstgetragene Aufwendungen. 

Steuerliche Geltendmachung in der Praxis

Steuertipp: Idealerweise sollte die ärztliche Leis-
tung in einem Kalenderjahr abgerechnet wer­
den, um den Selbstbehalt zu übersteigen. Eine 
Ratenvereinbarung bzw. Verteilung des Honorars 
über mehrere Jahre erweist sich aus Patienten­
sicht als ungünstig. 

� Beispiele aus der Praxis auf der nächsten Seite  Ü

1/2 Inserat



Exkurs
Um das Thema anschaulicher zu machen, bieten sich 
ein paar Beispiele aus der Praxis an: 

 Operation in der Privatklinik  
Das Bundesfinanzgericht hatte sich (GZ 
RV/7103207/2021 vom 30.9.2024) mit einem Fall ausei­
nanderzusetzen, in dem die Kosten für eine Wirbelsäu­
lenoperation in einer Privatklinik als außergewöhnliche 
Belastung geltend gemacht werden sollten. Begründet 
wurde dies damit, dass massive Schmerzen vorlagen, 
eine zeitnahe Operation in einem öffentlichen Kran­
kenhaus (auch aufgrund der damals herrschenden 
Covid-19-Situation) nicht gesichert war und 
überdies ein Hinauszögern der Operation 
zu negativen medizinischen Konsequen­
zen führen hätte können.

Die steuerliche Geltendmachung von 
Kosten für die Behandlung in einer Privat­
klinik führt oftmals zur Ablehnung durch 
die Finanzbehörden, da angenommen 
wird, dass dies nur aufgrund einer schnelle­
ren Behandlung geschieht. Daher ist eine sorg­
fältige Beweisvorsorge notwendig. So sollte vorab ein 
öffentliches Krankenhaus um einen konkreten Operati­
onstermin ersucht werden – danach kann allenfalls eine 
Privatklinik kontaktiert werden. Kann damit die längere 
Wartezeit in einem öffentlichen Krankenhaus nachge­
wiesen werden und führt die längere Wartezeit auf die 
Operation zu einem konkreten medizinischen Nachteil, 
so ist ein wichtiges Kriterium für die Geltendmachung 
der typischerweise höheren Kosten in einer Privatklinik 
als außergewöhnliche Belastung erfüllt. 

 Brustvergrößerung

Eine junge Frau von zierlicher Statur litt unter Selbst­
zweifeln aufgrund ihrer als zu klein empfundenen 
Brustgröße. Aus diesem Grund ließ sie ihre Brüste ohne 
medizinische Notwendigkeit operativ vergrößern. Ein 
Nachweis darüber, dass sie zuvor eine psychothera­
peutische Behandlung in Anspruch genommen hatte 
oder dass psychische Probleme der ausschlaggebende 
Grund für den Eingriff waren, lag jedoch nicht vor. 
Daher wurden die Behandlungskosten nicht als außer­
gewöhnliche Belastung anerkannt (UFSF 11. 3. 2011, 
RV/0269-F/10).

 Schlupflider

Eine Patientin litt unter Schlupflidern (Blepharochala­
sis), wodurch es zu einer erheblichen Einschränkung 

des Gesichtsfelds kam. Altersbedingte Hautveränderun­
gen sowie eine Erschlaffung des Stirngewebes führten 
zusätzlich zu einem Absinken der Augenbrauen, was die 
Problematik weiter verstärkte. Das Bundesfinanzgericht 
erkannte die Kosten für die operative Straffung der Ober­
lider sowie die ergänzende Behandlung durch ein endos­
kopisches Stirnlifting (Brauenhebung) als außergewöhn­
liche Belastung an (BFG 24. 8. 2018, RV/1100330/2018).

 Laserbehandlung

Eine Filialleiterin, die im Bereich Mode & Accessoires 
und Kosmetik tätig ist, ließ eine Laserbehandlung zur 

Faltenentfernung im Mundbereich durchführen. 
Sie begründete den Eingriff damit, dass in 

ihrem Beruf ein besonders gepflegtes und 
makelloses Erscheinungsbild erwartet 
werde. Die dabei entstandenen Kosten, 
einschließlich der Fahrtkosten, machte 
sie als außergewöhnliche Belastung 
geltend. Da jedoch ein gepflegtes äuße­

res Erscheinungsbild bei vielen Berufs­
gruppen als selbstverständlich gilt oder 

zumindest erwartet wird, wurden die Ausga­
ben weder als außergewöhnliche Belastung noch als 

Werbungskosten steuerlich anerkannt (BFG 23. 2. 2018, 
RV/1100215/2017).

 Haartransplantation

Ein Schauspieler übernahm die Hauptrolle in einem 
Kindertheaterstück, für die eine glaubwürdige Darstel­
lung mit einer Halbglatze nicht möglich erschien. Aus 
diesem Grund entschied er sich für eine Eigenhaar­
transplantation. Da der Nutzen eines solchen Eingriffs 
jedoch typischerweise auch das private Erscheinungs­
bild betrifft, konnten die entstandenen Kosten steuer­
lich nicht als Betriebsausgaben geltend gemacht wer­
den (UFSW 27. 6. 2008, RV/2802-W/07).

Anders wurde hingegen im Fall eines Mann-zu-Frau-
Transsexualismus entschieden: Da ohne die Entfernung 
der Barthaare und eine Eigenhaartransplantation kein 
weibliches Erscheinungsbild erreicht werden konnte, 
wurden diese Maßnahmen als medizinisch indizierte 
kosmetische Eingriffe anerkannt. Die dadurch entstan­
denen Kosten fielen unter die Regelungen des § 34 EStG 
und konnten somit steu­
erlich als außergewöhn­
liche Belastung berück­
sichtigt werden (UFSW 
19. 4. 2010, RV/2160-
W/06).� n
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